
 
Dringlicher Antrag  
der Fraktion der SPD  
betreffend "Nichts sehen, nichts hören, nichts sagen" - 
Landesregierung verweigert Vollprüfung bei der  
European Business School 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
1. Der Landtag kritisiert, dass die Landesregierung nicht bereit ist, die 

seit Monaten in der Kritik stehende Förderpraxis beim Aufbau der 
Law School an der European Business School einer Vollprüfung zu 
unterziehen. 

 
2. Der Landtag sieht in der Weigerung einen mangelhaften und inakzep-

tablen Umgang mit Steuergeldern. 
 
3. Der Landtag bittet den Hessischen Rechnungshof, die Förderung des 

Aufbaus der Law School sowie die damit verbundene Universitäts-
gründung an der European Business School einer vollumfänglichen 
Prüfung zu unterziehen und dem Landtag die Ergebnisse der Prüfung 
zugänglich zu machen. 

 
Wiesbaden, 4. Oktober 2011 

Der Fraktionsvorsitzende: 
Schäfer-Gümbel 
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 04. 10. 2011 
Zur Behandlung im Plenum 

vorgesehen 

18. Wahlperiode 
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